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Probleme, die sich schon seit längerem abzeichneten, lagen 1986 mit der Erweite-
rung der EG um Spanien und Portugal und der Unterzeichnung der Einheitlichen
Europäischen Akte nun klar auf dem Tisch: die Schaffung eines einheitlichen
Binnenmarktes und, als Pendant, die Stärkung des Zusammenhalts der Gemein-
schaft, die Frage der Finanzierbarkeit der Agrarpolitik und ihrer Reform, und
nicht zuletzt die Bereinigung eines gewissen Demokratiedefizits wegen unzurei-
chender Befugnisse des Europäischen Parlaments.

Im Berichtsjahr waren die Niederlande und das Vereinigte Königreich mit dem
Ratsvorsitz betraut. Die 72 Sitzungen des Rates verteilten sich fast gleichmäßig
auf beide (35 und 37). Am häufigsten trafen sich die Räte für Allgemeine Ange-
legenheiten (Außenminister), für Wirtschafts- und Währungsfragen sowie die
Landwirtschaftsminister. Eine mittlere Position nehmen die Räte für Binnen-
markt (7), Industrie (7), Fischerei (5) und Haushalt (5) ein.

Der Ratshaushalt, 1984 noch bei 105 Mio. ECU, war 1986 auf 153 Mio. ECU
veranschlagt; allein 12,6 Mio. ECU gehen zu Lasten der Dolmetscherdienste, au-
ßerdem kam der Rat für gut 28 000 Dienstreisen von Delegierten der Mitglied-
staaten zu Sitzungen des Rates, des Ausschusses der Ständigen Vertreter der na-
tionalen Regierungen bei der EG (AStV) oder von Arbeitsgruppen auf.

Programme der Ratsvorsitze

Der Vorsitz im Rat gibt einem Mitgliedstaat beachtliche Möglichkeiten der Poli-
tikgestaltung. Die Präsidentschaft kann in der Tagesordnung und im Arbeits-
rhythmus Schwerpunkte und vor allem in den Beziehungen zum Europäischen
Parlament Akzente setzen1. Der niederländische Ratsvorsitzende van den Broek
unterstrich in der Programmrede vor dem EP für sein Land den Aspekt des Die-
nens und der Förderung des Gemeinschaftsinteresses, aber er sprach auch von
der „Chance, lang und innig gehegte Wünsche ihrer Erfüllung näherzubringen"2.
Der britische Ratspräsident gab in seiner Programmrede vor dem EP zu, daß er
das Privileg des Vorsitzes „mit einer Mischung aus Unbehagen, Hoffnung und
Entschlossenheit" übernehme3.

Angesichts der damals noch nicht beendeten Haushaltskrise stellten beide die
interinstitutionellen Beziehungen in den Vordergrund. Auf das Konzertierungs-
verfahren Bezug nehmend, sprach Herr van den Broek von der Notwendigkeit
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„eines echten Dialogs", und zwar „nicht in der Art eines eingeübten Theater-
stücks . . . sondern im Sinne eines wirklich spontanen vielseitigen Gedankenaus-
tauschs, an dem möglichst viele Ratsmitglieder teilnehmen". Sir Geoffrey Howe
betonte, „wie dringend es einer Veränderung bedarf, einer Veränderung nicht in
den Befugnissen, sondern in den Beziehungen zwischen Parlament und Rat,
wenn die Gemeinschaft die von uns allen gewollten großen Fortschritte machen
soll"4. Beide Präsidenten unterstrichen dabei die engen Kontakte mit dem EP,
insbesondere den Mitgliedern der ,Känguruh-Gruppe'.

An zweiter Stelle forderten beide zur Anwendung der Haushaltsdisziplin auf,
und zwar auch für die obligatorischen (Agrar)Ausgaben. An der Berechtigung
der gemeinsamen Agrarpolitik habe sich nichts geändert, so Geoffrey Howe,
„aber die Bedingungen, unter denen sie funktioniert, müssen geändert wer-
den"5.

Vorrangige Bedeutung maßen beide Präsidentschaften der Vollendung und
Vervollkommnung des Binnenmarktes bei, zu dem die Kommission ein Weiß-
buch vorgelegt hatte. Damit der darin festgelegte Zeitplan eingehalten werden
kann, plädierte Ratspräsident van den Broek dafür, das Beschlußverfahren im
Rat so elastisch und zügig wie möglich zu handhaben, notfalls unter Anwendung
von Mehrheitsbeschlüssen. Um Reibungsverluste durch die rasche Vorsitzrota-
tion auszugleichen, habe man zudem unter den drei aufeinanderfolgenden Vor-
sitzen (Luxemburg, Niederlande, Großbritannien) eine enge Abstimmung vorge-
nommen in einer Form, die „noch nicht praktiziert worden ist"6.

Zu den wichtigsten Themen des Jahres 1986 gehörte zweifellos die Umsetzung
der Inhalte und Bestimmungen der Einheitlichen Europäischen Akte. Im Hin-
blick auf das Inkrafttreten der Akte trafen die Vorsitze Vorkehrungen zur An-
passung der Geschäftsordnung des Rates sowie zur Ausarbeitung der neuen
Durchführungsbefugnisse, mit denen die Rolle der Kommission verstärkt und
der Entscheidungsprozeß beschleunigt werden kann.

Interinstitutionelle Beziehungen

Noch stärker als in der Vergangenheit beteiligten sich die Ratspräsidenten an den
Plenardebatten des EP zu besonders wichtigen Themen wie: Vollendung des Bin-
nenmarkts (14. 1.), Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (15. l . / l l . 12.),
Haltung der Zwölf zur Situation im Südlichen Afrika (20. 2.), Reduzierung der
Agrarüberschüsse (15. 4.), Schaffung einer europäischen Streitmacht (14. 5.),
Reaktorsicherheit und Schutzmaßnahmen gegen verseuchte Importgüter
(15. 5.), Verbesserung des Sozialfonds und Verhandlungen im GATT (9. 9.),
Bekämpfung der Drogenprobleme (7. 10.), Fortschritte in der Schaffung eines
Binnenmarktes (21. 10.), Kampf gegen die Arbeitslosigkeit (11. 11.) und mehr-
fach über die Haushaltsproblematik.

Auffallend sind auch die häufigen Kontakte mit den Ausschüssen des EP. Gab
es noch 1979 ganze 5 solcher mehrstündiger Treffen, so fanden 1986 48 statt.
Darüber hinaus beantwortete der Rat 1986 242 Fragen im Rahmen der Frage-
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stunde sowie 181 schriftliche und 32 mündliche Fragen. Konzertierungsverfahren
fanden statt zur Nahrungsmittelhilfe sowie zu Mehrjahresprogrammen im Be-
reich Umwelt und Rohstoffe.

Die niederländische Präsidentschaft, traditionell offen für die Stärkung des
EP, hatte die Berichterstatter des EP zum Binnenmarkt (Weißbuch der Kommis-
sion) sogar zur Teilnahme an einer Tagung des Rates eingeladen, mußte aber mit
Bedauern feststellen, daß nur wenige erschienen waren.

Haushaltsprobleme

Am 20. 12. 1985 hatte der Rat beschlossen, gegen den vom EP-Präsidenten ein-
seitig festgestellten Haushalt 1986 zu klagen - der Rat hatte dem Erhöhungssatz
für die nichtobligatorischen Ausgaben nicht zustimmen können7. Nachdem der
Präsident des Gerichtshofs einem britischen Antrag folgend am 17. März die
Kommission anwies, den Haushalt vorläufig auf der Grundlage der zweiten Le-
sung des Rates mit den die nichtobligatorischen Ausgaben nicht erhöhenden Än-
derungen des EP auszuführen8, siegte der Rat, unterstützt von der Bundesrepu-
blik Deutschland, Frankreich und Großbritannien, auch in der Hauptsache. Am
3. 7. 1986 erklärte der Gerichtshof die Feststellung des Haushalts 1986 durch den
Präsidenten der EP für ungültig9. Der Rat hatte damit zwar juristisch Recht be-
halten, politisch aber gingen beide Teile der Haushaltsbehörde gleichberechtigt
in die Endphase des Konflikts.

Am 7. Juli beschloß der Rat für Wirtschafts- und Währungsfragen, den Be-
zugsrahmen für 1986 anzuheben, der Haushaltsrat legte am 8. Juli gegenüber sei-
ner 2. Lesung vom 27. 11. 1985 1,14 Mrd. ECU für Verpflichtungsermächtigun-
gen (VE) und 2,2 Mrd. ECU für Zahlungsermächtigungen (ZE) zu. In der Nacht
vom 9. auf den 10. Juli einigte sich der Haushaltsrat in Straßburg mit dem EP auf
eine weitere kleine Erhöhung, die aber teilweise durch ein Novum, eine negative
Reserve für VE von 150 Mio. ECU wieder aufgefangen werden sollte.

Im ersten Jahr der Anwendung der Haushaltsdisziplin, mit der die Agrarausga-
ben langsamer steigen sollten als die Basis der Eigenmittel, und die nichtobliga-
torischen Mittel (NOA) auf den von der Kommission zu errechnenden Höchst-
satz gem. Art. 2039 EWGV begrenzt werden sollten (= 7,1%), hatte der Rat
selbst in seiner zweiten Lesung für die NOA eine Zuwachsrate von 14,6% für die
VE und 20,5% für die ZE akzeptiert; letzterer Prozentsatz sollte im endgültigen
Kompromiß sogar auf 39,2% steigen! Aufgrund des Bedarfs und des Drucks
durch das EP lag der Haushalt für die VE nur um 145 Mio. ECU (= 0,4%) unter
dem Ergebnis der ersten Lesung im EP, die ZE lagen um 1,1 Mrd. ECU darüber!

Auch der Haushalt 1987 kam nur unter erheblichen Geburtswehen und Ge-
burtsfehlern zustande, er legte aber die budgetäre Grundlage für die Verringe-
rung der Agrarüberschüsse und Lagerbestände. Zwar blieb er im Rahmen der
Haushaltsdisziplin für die NOA, doch nur mittels unorthodoxer und juristisch
sehr problematischer Kniffe. Die den zulässigen Erhöhungssatz überschreiten-
den Beträge aus der 2. Lesung des EP wurden in Form einer erneuten negativen
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Reserve, diesmal aber auch für ZE, neutralisiert; um dem EP und einigen Mit-
gliedstaaten entgegenzukommen, wurden knapp 5 Mio. ECU zusätzlich gewährt
mit dem Ergebnis, daß der reale Erhöhungssatz für VE 8,1499% beträgt, aber
mit einer Zahl hinter dem Komma ausgedrückt eben nur 8,1%. Im Rat gab es
weder eine Mehrheit für die Erhöhung des Höchstsatzes, noch für die Ablehnung
der Änderungen des EP.

Für den Regional- und Sozialfonds hatte der Rat auf Druck des EP mehr Mit-
tel gewährt, als die Kommission überhaupt gefordert hatte und vermutlich ausge-
ben konnte!

Hielt das EP 1985 dem Rat entgegen, er sehe nur einen „Haushalt für 10 Mo-
nate" vor, und 1986 nur einen „Haushalt für 10 Mitgliedstaaten", so einigten
sich Rat und EP für 1987, obwohl eine Deckungslücke von zuletzt 3-5 Mrd. ECU
absehbar wurde. Hatte die Kommission für 1986 die Abtragung der auf über 10
Mrd. bezifferten ,Altlasten' (früher eingegangene Verpflichtungen) insbesonde-
re beim EP dramatisch und wirkungsvoll in Szene gesetzt, so war es beim Haus-
haltsverfahren 1987 merklich still um diese Altlast geworden; die Verhandlungen
um Neuklassifizierungen von obligatorischen und nichtobligatorischen Ausgaben
traten an ihre Stelle - wegen der erheblichen Auswirkungen für die Marge, über
die das EP autonom verfügen kann. Der in der Gemeinsamen Erklärung vom
30. 6. 1982 vorgesehene Trilog der Präsidenten der drei Institutionen wurde hier-
zu einberufen, und es gelang unter Mitwirkung einer gemischten Expertengruppe
eine Reihe von Fragen zu lösen.

Der oft erbittert geführte Kampf um Zahlen und Prozente, die harten Gefech-
te um die Dotierung bestimmter Haushaltslinien wirken etwas theatralisch, wenn
man sich folgende Vergleichszahlen vor Augen führt: Die Marge des EP (die
Hälfte des Höchstsatzes) betrug 1986 für die VE 291 Mio ECU, für die ZE 217
Mio. ECU, 1987 für die VE 385 Mio. ECU und für die ZE 346 Mio. ECU (nach
Ratsauffassung).

Demgegenüber werden seit Jahren jeweils Mittel von über einer Mrd. ECU
auf das nächste Jahr übertragen, weil sie nicht ausgegeben werden konnten, zu-
sätzlich wurden Ende 1985 342 Mio. ECU annulliert10.

Bei einer erheblichen Reihe von Politikbereichen und Haushaltslinien liegt die
Verwendungsrate der Mittel unter 90%, sogar teilweise unter 75% - auch dort,
wo das EP sich besonders für eine Anhebung der Mittel einsetzte. Gleichzeitig
übertrug die Kommission etwa 1985 über 1,2 Mrd. ECU zwischen den einzelnen
Kapiteln - und im Haushaltsjahr 1986 beantragte sie in einem Zug die Übertra-
gung von 1,74 Mrd. ECU zwischen den Kapiteln des EAGFL-Garantie11.

Agrarpolitik

Aufschluß- und facettenreich ist die Geschichte des vielleicht wichtigsten Ergeb-
nisses der Haushaltsverfahren - der Einstieg in die Reform der Agrarpolitik12.
Mitte 1985 legte die Kommission ein Grünbuch zur Agrarpolitik vor und forderte
eine „stärker marktorientierte Ausrichtung"13. Im April beschloß der Agrarrat
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mit qualifizierter Mehrheit - gegen die Deutschen - ein Einfrieren der Preise für
die meisten Produkte, Senkungen für Obst und Gemüse, eine Mitverantwor-
tungsabgabe bei Getreide und weitere Quotenreduzierung für Milch. Der Euro-
päische Rat in Den Haag nahm die Ideen der Kommission auf. Der Rat für Wirt-
schafts- und Währungsfragen forderte am 13. 10. Maßnahmen zur Ausgabenbe-
grenzung und Überschußverringerung. Wegen mangelnder Aktivität des Rates
schuf das EP als ,Ersatzlegislative' in erster Lesung unter Berufung auf den ei-
gentlich überholten Art. 200 EWGV einen neuen Posten 2930 (Maßnahmen zum
beschleunigten Abbau von Interventionsbeständen) und dotierte ihn mit 2,5
Mrd. ECU aus nationalen Beiträgen14. Es hatte die Hoffnung verloren, im Rat ei-
ne genügend große Anzahl von Stimmen für Reformvorschläge zu finden. Der
Haushaltsrat nahm aber diese Idee in 2. Lesung auf und schuf-unter Ablehnung
aller übrigen Änderungsvorschläge des EP - den Art. 293 mit dem Titel: „Nach
einer Überprüfung zu treffende Maßnahmen zur Verringerung der Produktions-
überschüsse und der angesammelten Lagerbestände". Die Basis für entsprechen-
de Kredite war somit geschaffen. Es gab anfangs noch Zweifel, ob der Haushalts-
rat die Agrarminister ebenso in die Pflicht nehmen könne wie etwa die For-
schungs- oder Erziehungsminister. Die Zweifler sollten nicht Recht behalten - in
einer Marathonsitzung zwischen dem 8. und 16. 12. gelang der britischen Präsi-
dentschaft der Durchbruch zu Lager-, Quoten- und Interventionsreduzierungen
für Milchprodukte als erster Schritt einer größeren Reform.

Binnenmarkt

Auch hier können die Präsidentschaften Erfolge vorzeigen. Im ersten Halbjahr
wurde etwa eine Richtlinie pro Woche angenommen, und im zweiten um die 50
insgesamt, früher war es nur eine je Halbjahr. Doch wurde auch nicht verhehlt,
daß manche Dossiers zu schleppend behandelt wurden und nur zu oft der Einfluß
technischer Experten oder die Entscheidungsschwäche in den Hauptstädten ei-
nen raschen Abschluß verhinderte. Würde das gegenwärtige Tempo beibehalten,
gäbe es Ende 1992 aber auf allen der etwa 300 Teilgebiete Beschlüsse15.

Einheitliche Europäische Akte

Die Umsetzung konnte 1986 nur teilweise gelöst werden. Zur Erweiterung der
Möglichkeiten, mit Mehrheit oder qualifizierter Mehrheit abzustimmen, kam der
Rat überein, seine Geschäftsordnung so zu ändern, daß fortan eine Abstimmung
nicht nur auf Antrag des Präsidenten, sondern auch einer Delegation oder der
Kommission stattfinden kann, wenn die einfache Mehrheit damit einverstanden
ist. Die Ratsmitglieder sind 2 Wochen vorher von der Möglichkeit einer Abstim-
mung zu unterrichten. Die 1966 gegen den Vertrag eingeführte Vetomöglichkeit
war bei der Regierungskonferenz 1985 nicht zur Sprache gekommen, die Praxis
muß also zeigen, ob sie fortbestehen wird. Erfreulich ist die Tendenz zum häufi-
geren vertragskonformen Verhalten. Von 732 im Jahr 1986 angenommenen
Rechtsakten wurden etwa 100 per qualifizierter Mehrheit abgestimmt - eine si-
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gnifikante Zunahme. Allein im ersten Halbjahr gab es dreimal mehr solcher Ab-
stimmungen als im 1. Halbjahr 1985, etwa über Einfuhrquoten für Masttiere und
Rindfleisch, Mindestnormen für Legehennen oder Kosten der Lagerung agrari-
scher Produkte16.

Von Bedeutung ist die strukturelle Veränderung von Blockierungsminder-
heiten durch den Beitritt Spaniens und Portugals. 2 große Staaten reichen für ei-
ne Sperrminorität nicht mehr aus, aber Italien, Spanien und Portugal oder Grie-
chenland erreichen etwa die dazu nötigen 23 Stimmen17. Es wäre also übereilt,
von dem Abstimmungsverfahren allein eine Beschleunigung der Ratsaktivitäten
zu erwarten. Das Haushaltsverfahren, in dem grundsätzlich mit qualifizierter
Mehrheit abgestimmt wird, hat 1986 bewiesen, daß bestimmte Interessengegen-
sätze selbst per Mehrheit kaum regel- oder überwindbar sind.

Der Rat war bezüglich der in der Einheitlichen Europäischen Akte vorgesehe-
nen Übertragung von Durchführungsbefugnissen an die Kommission 1986 noch
nicht zu einer abschließenden Position gekommen. Die Übertragung selbst muß
aber als Verpflichtung des Rates angesehen werden; die Kriterien sind zwar nicht
präzisiert, doch besteht ein Begründungszwang für ihre Auswahl18. Selbst für den
vom EP favorisierten reinen Beratungsausschuß sind noch Widerstände zu über-
winden; der deutsche Bundesrat hat sich in seiner Stellungnahme bereits eher zu-
rückhaltend als bis kritisch geäußert19. Umso mehr sind die Fronten noch offen
hinsichtlich der Regelung unterschiedlicher Positionen zwischen Kommission
und Regierungsvertretern bzw. bei fehlenden Mehrheiten im Falle des Verwal-
tungs- und des Reglementierungsausschusses.

Bilanz

1986 gelang es dem Rat, seine Gesetzgebungstätigkeit beachtlich zu beschleuni-
gen und insbesondere Fortschritte zur Vollendung des Binnenmarktes zu ma-
chen. Ein Einstieg in die Reform der Agrarpolitik ist geschafft. Gleichzeitig
stieg, von energischen Präsidentschaften durchgesetzt, die Zahl von Abstimmun-
gen. Die Bilanz des ersten Jahres zu zwölft ist insoweit positiv. Verstärkte
Schwierigkeiten dagegen zeichnen sich ab im Bereich der Finanzierung der Ge-
meinschaftspolitiken und dies trotz des Instruments von Mehrheitsbeschlüssen.
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